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Verfahren nach dem Schulpflichtgesetz

I. ANTRAG auf Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfes

durch

	ELTERN

Erziehungsberechtigte 
	SCHULLEITER
	von Amts wegen
	SchPflG.

§ 8. (1)


II. FESTSTELLUNG des sonderpädagogischen Förderbedarfes durch

	B


	· Sonderpädagogisches Gutachten

(verbindlich)

· Schul-Amtsärztliches Gutachten

(erforderlichenfalls/Zumutbarkeit des Schulweges)

· Schulpsychologisches Gutachten

(falls erforderlich mit Zustimmung der Eltern)


	SchPflG

§ 8. (1)

§ 8a(2)

	S


	· Sonstige psychologische.

ärztliche, therapeutische Gutachten,
die von den Eltern eingebracht werden können

· Auf Verlangen oder mit Zustimmung der

Eltern probeweise Aufnahme des Kindes zur Beobachtung für höchstens 5 Monate
	SchPflG.

§ 8. (2)

	R


	· sofern es die VS/HS noch nicht besucht,

in eine VS/HS/SS.

· sofern es die VS/HS bereits besucht,

in eine Sonderschule.

· Kurs zur Überprüfung des sonderpädagogischen

Förderbedarfes.


	SchOG

§ 25. (6)



	
	
	


III. Beratung und Entscheidung

	B
	· Auf Antrag der Eltern ist eine mündliche Verhandlung anzuberaumen
	SchPflG.

§ 8.(1)

	S
	· Beratung über bestehende Fördermöglichkeiten an einer Sonderschule oder allgemeinen Schule
	SchPflG.

§8a.(2)

	R
	· Information bei Wunsch der Eltern auf Aufnahme in die VS, HS oder Unterstufe der AHS über

· Mögliche Schulstandorte

· Zumutbarkeit des Schulweges

· Ausmaß der sonderpädagogischen Förderung

· Sonstige Gegebenheiten

· Beantragung von Maßnahmen bei anderen zuständigen Stellen
	SchPflG.

§ 8a. (2)

§8a. (3)


IV. BESCHEID UND RECHTSMITTEL

	· Gegen diesen Bescheid kann binnen zweier Wochen nach Zustellung (Datum Poststempel) schriftlich, telegrafisch, fernschriftlich, oder per Telefax Berufung bei der Schulbehörde 2.Instanz (LSR) erhoben werden.

· Die Berufung ist bei der Schulbehörde 1.Instanz (BSR) einzubringen. Sie hat diesen Bescheid zu bezeichnen und einen begründeten Berufungsantrag zu enthalten.
	SchPflG

§ 8. (4)


V. AUFHEBUNG der Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfes
	Der Bezirksschulrat hat die Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfes aufzuheben

· Sobald auf die sonderpädagogische Förderung verzichtet werden kann

· Bei körperbehinderten und sinnesbehinderten Kindern, die in eine Sekundarschule nach Erfüllung der allgemeinen Aufnahmevoraussetzungen der jeweiligen Schulart aufgenommen werden. (Gilt nicht beim Besuch einer Sonderschule)
	SchpflG.

§ 8 (3)

§ 8 (3a)


Feststellung der Schulunfähigkeit

	1. Einleitung des Verfahrens durch den matrikführenden Volksschulleiter.

2. Verfahren wie zur Feststellung des sonderpäd. Förderbedarfes.

3. Beratung über sonstige Fördermöglichkeiten.

4. Befristung der Feststellung der Schulunfähigkeit (auf ein Schuljahr oder mehrere) – dann Wiederholung des Verfahrens.
	SchPflG.

§ 15


